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Prof. Dr. Stefan Bayer | Führungsakademie der Bundeswehr

Finanzielle Mittelausstattung  
der Verteidigung in Deutschland
Neue Impulse für eine festgefahrene Debattenlage

1 Ausgangslage
Der Verteidigungshaushalt (Einzelplan 14) weist im Kalender- bzw. Haushalts-
jahr 2019 ein Volumen von 43,2 Mrd. Euro auf und stellt damit auch im Jahr 
2019 nach den Ausgaben für Arbeit und Soziales den zweithöchsten Einzel-
posten im Bundeshaushalt dar. Die Verteidigungsausgaben entsprechen ei-
nem Bruttoanteil von 12,1 % an den gesamten Ausgaben des Bundes. Zieht man 
davon die Zahlungen von Pensionsausgaben für ausgeschiedenes ziviles und 
militärisches Personal in Höhe von fast 6 Mrd. Euro ab, verbleiben 37,2 Mrd. 
Euro für aktive verteidigungspolitische Zwecke. Dieser „Nettoanteil“ der Ver-
teidigungsausgaben entspricht etwa 10,4 %  der gesamten Bundesausgaben 
und stieg im Vergleich zu den beiden letzten Kalenderjahren um knapp einen 
Prozentpunkt an. Damit stiegen die Verteidigungsausgaben deutlich stärker 
als die Gesamtheit aller Ausgaben des Bundes – eine Trendwende „Finanzen“ 
schien sich abzuzeichnen. 

Allerdings sind diese Zahlen nur für nationale Analysen von Relevanz – 
etwa um zu prüfen, welchen Stellenwert die Verteidigung im Verhältnis zu 
allen anderen Bundesaufgaben politisch einnimmt. Hier zeigen Untersuchun-
gen, dass dieses relative Gewicht für Verteidigung in der Bundesrepublik seit 
Mitte der 1960er-Jahre deutlich sinkt.1 Andere Bundesaufgaben werden da-
durch politisch verhältnismäßig höher gewichtet – diese Schlussfolgerung 
legt die politische Programmfunktion des Bundeshaushaltes nahe. 

Richten wir den Blick jetzt aber in die Zukunft und fragen nach der Stabili-
tät des Trends der steigenden Verteidigungsausgaben. Der Eckwertebeschluss 
für das Haushaltsjahr 2020 und die damit verbundene mittelfristige Finanz-
planung (Finanzplan des Bundes) lässt nur wenig Bestätigendes erahnen: 
Zwar steigen die (Brutto-)Verteidigungsausgaben nach derzeitiger Planung im 
Jahr 2020 nochmals auf ca. 45 Mrd. Euro an, um dann auf leicht niedrigerem 
Niveau bis 2023 auf etwa 44 Mrd. Euro zu stagnieren.2 Dass der Finanzplan des 
Bundes unverbindlichen Charakter aufweist sollte noch angemerkt werden – 
rechtsverbindliche Zahlen werden im Haushaltsgesetz ausschließlich für das 
jeweils relevante Kalenderjahr festgelegt.

Dies hat auch Auswirkungen auf die internationalen Bündnisverpflichtun-
gen Deutschlands: Insbesondere wird das normative 2 %-Ziel der NATO unter 

1 Bayer 2017.
2 Vgl. BMF 2019, S. 19.
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diesen Bedingungen weiterhin verfehlt werden. Mit diesem Kriterium soll si-
chergestellt werden, dass alle NATO-Mitgliedsländer mindestens zwei Prozent 
ihrer jeweiligen Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt) für Verteidigung 
ausgeben – die exakte Definition dieses Kriteriums sowie aktuelle Zahlen fin-
den sich etwa bei NATO 2019; zur Kritik an diesem rein inputseitigen Kriteri-
um siehe auch Bayer 2017. Die dahinter stehende Idee ist denkbar einfach und 
aus der spieltheoretischen Erkenntnis der Attraktivität zur Einnahme einer 
Freifahrerposition bei der Bereitstellung öffentlicher Güter heraus abgelei-
tet worden: In Bündnissen kann man von der Leistung aller anderen Partner 
nutzenmaximal dadurch profitieren, dass man selbst keine finanziellen Mit-
tel einbringt und ausschließlich deren Output (= Kollektive Verteidigung) ge-
nießt. In letzter Konsequenz muss man jedoch konstatieren, dass dies zum 
Ende von kooperativen Strukturen führen kann und die Appelle der NATO-Ge-
neralsekretäre Rasmussen und jetzt Stoltenberg sowie der US-Präsidenten 
Obama und jetzt prominent Trump v. a. an Deutschland aus dieser Perspektive 
sehr nachvollziehbar sind. 

Deutschland hat sich beginnend mit dem NATO-Gipfel in Wales (vgl. NATO 
2014) sowie bei den nachfolgenden NATO-Gipfeltreffen darauf verpflichtet, die 
Verteidigungsausgaben in Richtung des 2 %-Zieles zu steigern. Konkret sollten 
bis 2024 mindestens 1,5 % des Bruttoinlandsproduktes dafür verwendet wer-
den. Im Jahr 2019 liegt Deutschland bei 1,3 %, 2020 voraussichtlich bei 1,4 % 
(eher regierungsfreundlich aufgerundet) – doch danach sinkt dieser Wert 
über 1,3 % (2021 und 2022) auf voraussichtlich 1,2 % im Jahr 2023 (Quelle: Ei-
gene Berechnungen). Damit wäre das Zwischenziel von 1,5 % im Jahr 2024 fast 
unerreichbar. Zu diesen Prognosen sei angemerkt, dass implizit Erwartungen 
über das Wachstum des nominalen Bruttoinlandsproduktes von 3 % p. a. vo-
rausgesetzt werden, bei geringeren tatsächlichen Wachstumsraten fällt das 
NATO-Kriterium für Deutschland günstiger aus, bei höheren Wachstumsraten 
dagegen weniger günstig. Jedoch: Darauf zu warten, dass wir über geringeres 
BIP-Wachstum (oder gar BIP-Reduzierung) das NATO-Kriterium erreichten, 
wäre (a) ökonomisch unklug und (b) fast unmöglich: Verteidigungsausgaben 
von ca. 45 Mrd. Euro erfüllten das NATO-Kriterium dann, wenn ein BIP von 
2,25 Billionen Euro vorläge. In 2018 belief sich dieses nominal auf ca. 3,4 Billio-
nen Euro – wir müssten faktisch also unsere Wirtschaftsleistung um etwa ein 
Drittel absenken, um diese Ziel zu erreichen: Das wäre absoluter Irrsinn. 

Gleichwohl sei aus diesen darstellenden Aspekten festgehalten: Der Eck-
wertebeschluss als Kabinettsentwurf sowie die bisherigen Haushaltsgeset-
ze der jüngeren Vergangenheit der Bundesrepublik weisen darauf hin, dass 
Verteidigung trotz internationaler Versprechungen in der Bundesrepublik 
von Exekutive, Legislative und damit auch der Bevölkerung deutlich geringer 
priorisiert wird, als dies im internationalen Rahmen und vor allem von un-
seren Bündnispartnern erwünscht und bisweilen von deutscher Seite auch 
politisch versprochen wurde. Zudem wurden und werden nationale Debatten 
um Verteidigungsausgaben und deren Höhe in der Bundesrepublik schon fast 
traditionell eher affektiv und weniger rational geführt. Dies liegt zum einen 
sicherlich daran, dass wir uns derzeit (glücklicherweise) in der längsten fried-
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lichen Periode der letzten beiden Jahrhunderte befinden. Ökonomisch genie-
ßen wir dieses Gut fast im Überfluss und, weil wir „satt“ sind, sind wir uns 
des Wertes von Frieden möglicherweise nicht mehr gewahr; Ökonomen wie-
sen und weisen stets darauf hin, dass alles seinen Preis hat. Zudem befinden 
wir uns im Bereich der Prävention – Verteidigung soll uns in Zukunft vor dem 
Einwirken „böser“ Folgen für die Bundesrepublik schützen: Da bislang nichts 
passierte, war der Grad der Vorsorge möglicherweise in der Vergangenheit zu 
hoch und wir bewegen uns in eine Präventionsfalle hinein: Vorsorgeniveaus 
können, weil sie erfolgreich wirkten, abgesenkt werden, und wenn dieses Ni-
veau wiederum ausreichte, stehen weitere Senkungen im Raum etc.3 Kurzum: 
Eine „Trendumkehr Finanzen“, wie zu Beginn des Textes in den Raum gestellt, 
lässt sich aus den genannten Gründen und mit Blick auf die finanzpolitischen 
Trends kurz- und mittelfristig nicht erkennen. 

2 Impulse zur Neujustierung der Debattenlagen um Verteidi-
gungshaushalte

Vielleicht wäre es an der Zeit, Debatten um die finanzielle Ausstattung der 
Bundeswehr (oder den Verteidigungshaushalt) aus ganz anderen Perspekti-
ven zu führen, die bislang im öffentlichen Diskurs eine untergeordnete bzw. 
gar keine Rolle spielen. Ist es denn absolut erforderlich, in Anteilen des Bun-
deshaushaltes oder des BIP zu denken? Wird „gute“ Verteidigungspolitik dann 
betrieben, wenn diese Größen möglichst umfangreich ausfallen? Der Verfas-
ser hat an anderer Stelle bereits pointiert: Deutschland würde das NATO-Kri-
terium bspw. dadurch erfüllen, dass wir in diesem Kalenderjahr für ca. 24 Mrd. 
Euro Briefumschläge beschaffen würden – was sicherlich allenfalls einen 
marginalen (eher gar keinen) Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit in Deutsch-
land leisten würde. 

Zum einen könnte man versuchen, die Bedingungen für Verteidigungspoli-
tik im Rahmen des kameralistischen Haushaltssystems neu bzw. kreativer zu 
denken. Zum anderen bestünde eine andere Möglichkeit zur Intensivierung 
der Debatten um Verteidigungsausgaben schlicht darin, das Augenmerk mehr 
auf die mit den Ausgaben verbundenen Leistungen oder Erträge zu richten 
und zu fragen: Welche Erträge werden denn durch die Ausgaben im Einzelplan 
14 für die Bundesrepublik Deutschland realisiert?

3 Hier sei angemerkt, dass die Priorisierung nationaler Politikmaßnahmen gegenüber 
internationalen Verpflichtungen auch in anderen Ländern beobachtbar ist: Eine Studie 
von Dinand (2018, im Veröffentlichungsprozess) analysiert sehr illustrativ den Zusam-
menhang der politischen Bewältigungsversuche der „Finanzkrise“ in den Jahren 2008 
und 2009 mit öffentlichen Mitteln und deren Auswirklungen auf die jeweiligen Vertei-
digungsausgaben. 
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2.1 Verteidigungspolitik und Kameralistik

Öffentliche Mittelverwendungen müssen in der Bundesrepublik nach Maß-
gabe der Grundsätze der Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit erfolgen 
(§7 Bundeshaushaltsordnung, BHO); das gilt auch für die Bundeswehr. Darü-
ber hinaus gelten eine Reihe von Haushaltsgrundsätzen, die im Wesentlichen 
das kameralistische deutsche Haushaltssystem determinieren.4  

Diese Regeln führen bisweilen jedoch zu seltsamen Verhaltensweisen. Mit 
dem Begriff des November- bzw. Dezemberfiebers werden kränkliche Verhal-
tensweisen am Ende eines jeden Kalender- bzw. Haushaltsjahres bezeichnet, 
die in der Bundeswehr (aber auch in anderen öffentlichen Einrichtungen) wie-
derholt beobachtet werden können: Man beschafft mit Mitteln, die im Kalen-
derjahr noch vorhanden sind, Dinge, die man eigentlich nicht benötigt. Das 
eigentliche Ziel besteht ausschließlich darin, die vorhandenen Restmittel zu 
verausgaben, bevor dies de jure nicht mehr möglich sein wird. Diese Art der 
Verschwendung öffentlicher Gelder in eigentlich guter Absicht (nämlich aus 
Furcht, im darauffolgenden Haushaltsjahr nicht verausgabte Mittel nicht 
mehr bewilligt zu bekommen, diese aber zu benötigen), ließe sich durch ein 
noch weiteres Aufweichen des Haushaltsprinzips der Jährlichkeit auch im 
Einzelplan 14 umsetzen. Dies wäre insbesondere bei langfristigen Beschaf-
fungsmaßnahmen (für die in der Regel Verpflichtungsermächtigungen beste-
hen) von erheblichem Vorteil. Es spräche zudem wenig dagegen, Akteuren, die 
wirtschaftlich und sparsam agiert haben, (mindestens) einen Teil des einge-
sparten Volumens auszubezahlen – was generell im Rahmen von anreizkom-
patiblen Verträgen fixiert werden könnte. Auch eine weitere wechselseitige 
Deckungsfähigkeit (und zwar über die bestehenden Saldierungsmöglichkei-
ten hinweg) würde eine flexiblere Verausgabungsmöglichkeit im Geschäftsbe-
reich des Verteidigungsministeriums schaffen, die effizienzsteigernde Effekte 
nach sich zöge. 

Zudem bestünde die Möglichkeit, ab bestimmten und zu definierenden 
Hierarchieebenen in der Bundeswehr (mehr) Kostenverantwortung zu im-
plementieren und (wo sinnvoll möglich) Prinzipien eines kategoriengeleite-
ten Leistungswettbewerbs zu nutzen, um eine besonders sparsame und wirt-
schaftliche Mittelbewirtschaftung zu honorieren – etwa im Rahmen der oben 
angesprochenen anreizkompatiblen Verträge. Das wäre etwa im Rahmen von 
noch mehr Pauschalbudgets möglich. Zudem könnten Effizienzgedanken bei 
der Mittelverwendung im Rahmen der Beurteilung von Soldatinnen und Sol-
daten sowie von zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums der Verteidigung exponierter für die Förde-
rung (oder deren Gegenteil) Verwendung finden – damit bestünde ein großer 
Anreiz, die zugewiesenen Mittel besonders wirtschaftlich zu verausgaben. 
Auch ein Wettbewerb zwischen einzelnen Organisationseinheiten ließe sich 
implementieren, an dessen Ende durchaus auch eine finanzielle Belohnung 
für den Sieger nach Maßgabe (eines Teils) des eingesparten Volumens stehen 

4 Vgl. hierzu Bayer 2013, S. 241–252.
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könnte. Das alles bedarf aber einer Rechts- und Mentalitätsänderung sowie 
der Abkehr vom Grundsatz, dass nicht verausgabte Mittel am Ende eines Jah-
res an den Bundesminister/die Bundesministerin der Finanzen zurückfließen 
müssen. 

Alle genannten institutionellen (sowie sicherlich eine Fülle nicht erwähn-
ter weiterer) Änderungen würden den realen Ausgabenspielraum der Bundes-
wehr deutlich ausweiten, sodass faktisch eine Erhöhung der Mittelzuweisung 
in den Einzelplan 14 erfolgte, ohne dass dies durch höhere nominale Zuwei-
sungen im offiziellen Bundeshaushalt zum Vorschein käme. Dies müsste dann 
auch unseren Partnern kommuniziert werden, denn faktisch erhöhte diese 
Maßnahme den Ausgabenspielraum im Verteidigungsbereich, ohne dass das 
NATO-Kriterium tatsächlich anstiege. 

2.2 Outputorientierte Verteidigungspolitik

Neben institutionellen Änderungen, die die reale Mittelverfügbarkeit in der 
Bundeswehr steigern, könnte auch versucht werden, den Bürgerinnen und 
Bürgern in der Bundessrepublik den ökonomischen Wert von Streitkräften 
deutlicher vor Augen zu führen. Die Debatte um Ausgaben leidet darunter, 
dass es dabei nahezu völlig unerheblich ist, für welche Zwecke die Mittel in 
einem nationalen Verteidigungsetat verausgabt werden. Dabei sind relativ 
einfache sowie schwieriger zu bewertende Aspekte erkennbar. Eine Studie 
aus der Schweiz aus dem Jahr 20125 unterscheidet jährlich wiederkehrende 
Kosten und Nutzen (u. a. Nutzen als Arbeitgeber, Nutzen der Milizausbildung) 
von Kosten und Nutzen in außerordentlichen Lagen (u. a. gewalttätiger Ext-
remismus, militärischer Angriff). Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Schweizer Armee einen signifikanten Output für die Schweiz leistet. 
Auch in Österreich wurde im Jahr 2017 eine vergleichbare Studie angefertigt; 
vgl. BMLVS: Die zentrale Erkenntnis findet sich dort auf S. 1: „Die volkswirt-
schaftliche Analyse ergibt dabei […] einen gesellschaftlichen Nutzen (Wert) 
des Bundesheeres von 19 Mrd. Euro. Ausgehend von der Dotierung des BM-
LVS-Budgets (2,3 Mrd. Euro im Jahr 2017) bedeutet dies eine soziale Rendite 
von rund 800 %.“6 In den USA wird diese Debatte seit dem Jahr 2007 sehr hitzig 
geführt – eine Studie von Joseph E. Stiglitz und Linda Bilmes mit dem Titel 
„The Three Trillion Dollar War: The True Costs of the Iraq Conflict“ lenkte den 
Blick auf die Frage, wofür die US-amerikanische Volkswirtschaft drei Billionen 
US-Dollar aufgewendet hatte – die Ertragsseite wurde und wird dort bislang 
keinesfalls auf drei Billionen US-Dollar geschätzt, sodass volkswirtschaftliche 
Ressourcen verschwendet wurden.7 Nicht zuletzt dieses ökonomische Argu-
ment führte zu Kürzungen im dortigen Verteidigungsbudget in den darauffol-
genden Jahren unter den Präsidenten Bush und Obama, und erst jetzt zeich-
net sich eine Umorientierung ab. 

5 Vgl. Milizkommission C VBS 2012.
6 Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport 2017, S. 1.
7 Vgl. Stiglitz/Bilmes 2008.
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Vergleichbare Studien sucht man in der Bundesrepublik bislang (fast) 
vergebens – mit einer nennenswerten Ausnahme: Becker analysiert Rendi-
ten von Ausbildungsmaßnahmen in der Bundeswehr in einem ihm sehr gut 
bekannten Bataillon.8 Man könnte Beckers Ergebnisse pointiert wie folgt zu-
sammenfassen: Das Gebirgsjägerbataillon 233 hat sein Ausbildungsziel im zu-
rückliegenden zweijährigen Ausbildungszyklus erreicht und dabei eine Wert-
schöpfung von 1,5 Mio. Euro erwirtschaftet. Hier könnte man nach Meinung 
des Autors ansetzen, um der Diskussion von Ausgaben für Verteidigung in 
Deutschland eine neue Richtung zu geben, auch wenn dies grundsätzlich aus 
Sicht von Menschen, die ökonomischen Grundüberlegungen eher skeptisch 
gegenüberstehen, fremd anmutet – die Grundlage dafür liefert gleichwohl un-
ser Haushaltssystem mit der zentralen Forderung des §7 BHO, dem Grundsatz 
von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit. 

3 Fazit
Sowohl die faktische Steigerung der verfügbaren Finanzmittel in der Bundes-
wehr als auch die Bewertung von Outputleistungen beheben nicht das forma-
le Defizit einer Verfehlung des 2 %-Zieles. Allerdings könnten die (a) effiziente-
ren Mittelverwendungen und (b) die zielgerichteten Performance-Indikatoren 
durchaus auch im internationalen Rahmen wirksam und glaubwürdig kom-
muniziert werden. Ansätze sind mit der Argumentation auf NATO-Ebene in 
Fähigkeitskategorien, dem Framework Nation Concept (FNC) sowie den Über-
legungen in der ständigen und strukturierten Zusammenarbeit auf europäi-
scher Ebene (PESCO) bereits beobachtbar. Weitere Studien wie die von Becker 
oder Dinand verdeutlichen jedenfalls die enormen Möglichkeiten, Debatten 
um die Effektivität und Effizienz von Streitkräften auf politischer Ebene zu 
führen, statt in rein inputseitigen und für niemanden wirklich hilfreichen 
Diskussionen stecken zu bleiben.9 

8 Becker 2018.
9 Becker 2018; Dinand 2018.
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